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Warten ist derzeit angesagt, wenn es um das Bundesgesetzes über die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs geht. Am 19. Mai 2010 schickte das Eidgenössische Justiz und Finanzdepartement den Vorentwurf zur Revision des 
BÜPF in die Vernehmlassung – seither ist Funkstille. Die Vernehmlassungsantworten müssten längst publiziert sein. Dies war bis Redaktionsschluss nicht der Fall. Revision durch die Hintertüre Der Dienst ÜPF versucht in der 
Zwischenzeit, die Verordnung über die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (VÜPF, SR 780.11) zum geltenden BÜPF zu revidieren. Dabei werden Teile des Revisionsgegenstandes des BÜPFs in die VÜPF integriert. Gemäss der 
Vorlage für die Ämterkonsultation soll die Ausdehnung des persönlichen Anwendungsbereiches neu erfolgen, und zwar durch die Neudefinition von Internetdienstleistern im VÜPF. Dies ist besonders für die Universitäten und 
Fachhochschulen relevant. Es bleibt aber zu hoff en, dass darauf verzichtet wird. Bleibt es nämlich bei diesem Wortlaut, so ist dies aus rechtsstaatlichen Gründen abzulehnen. Warum? Das Legalitätsprinzip erfordert, dass für 
grundlegende Eingriff e in die Eigentumsfreiheit eine gesetzliche Grundlage im formellen Sinne vorhanden ist, also ein Bundesgesetz. Positiv aufzunehmen ist dagegen der Verzicht auf die Pflicht, wonach Provider bei der Implementie-
rung von Staatstrojanern mitzuwirken haben. Auch ist die zeitliche Hilfestellung lockerer formuliert: Die Provider müssen so schnell wie möglich Massnahmen des Dienstes ÜPF umsetzen. Dies täuscht aber über einen wichtigen 
Sachverhalt hinweg: Werden in den technischen Spezifi kationen kürzere Antwort- und Reaktionszeiten definiert, so hat der Provider sich danach zu richten. Summa sumarum: Aufgrund des heutigen Standes eine klare Mogelpackung!


